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und Mammadov büßte immer noch seine 
Strafe ab, unternahm der Europarat einen 
sehr ungewöhnlichen Schritt. Denn seit 
Dezember 2014 hatte das Ministerkomitee 
zahlreiche Entscheidungen und Zwischen-
resolutionen angenommen, in denen die 
grundlegenden Mängel des Strafverfahrens, 
die durch das Urteil des EGHR vom Mai 
2014 aufgedeckt wurden, hervorgehoben 
und die unverzügliche und bedingungslose 
Freilassung von Ilgar Mammadov gefordert 
wurden.

Das Ministerkomitee des Europarats 
beschloss am 25. Oktober 2017 zum ers-
ten Mal ein 2010 eingeführtes Verfahren 
einzuleiten, nach dem ein Fall an den Eu-
ropäischen Gerichtshof für Menschenrech-
te zurückverwiesen werden kann, um zu 
entscheiden, ob seine Nichtumsetzung ein 
weiterer Verstoß gegen die Europäische 
Menschenrechtskonvention ist. 

In der am 25. Oktober 2017 verfassten  
vorläufi gen Entschließung1 hat das Minis-
terkomitee Aserbaidschan aufgefordert, bis 
zum 29. November seine Stellungnahme 
schriftlich zu übermitteln. Sollte das Ur-
teil des EGMR in der Zwischenzeit nicht 
umgesetzt worden sein, werde dem Minis-
terkomitee am 5. Dezember eine weitere 
Zwischenresolution vorgelegt, das den Fall 
an den EGMR zurückschicken werde. Da 
in der Zwischenzeit Aserbaidschan nichts 
unternommen hatte, leitete das Ministerko-
mitee des Europarats am 5. Dezember ein 
Vertragsverletzungsverfahren gegen Aser-
baidschan ein. In letzter Konsequenz hätte 
das den Ausschluss Aserbaidschans aus 
dem Europarat bedeutet.

Das war wohl der entscheidende Schritt, 
denn Anfang Juli 2018 hob der Oberste 
Gerichtshof von Aserbaidschan, nachdem 
er die Entscheidung des EGMR überprüft 
hatte, das Urteil auf und übergab den Fall 
zur Überprüfung an das Berufungsgericht 
in Sheki. Mammadov wurde am 13. August 
auf Bewährung aus der Haft entlassen.

Dazu verlautbarte die EU am 14. August: 
„Die EU erwartet die bedingungslose Frei-
lassung und Rehabilitierung aller Personen 
im Einklang mit den internationalen Ver-
pfl ichtungen Aserbaidschans als Mitglied 
der Vereinten Nationen, des Europarats und 
der Organisation für Sicherheit und Zu-
sammenarbeit in Europa, die gegenwärtig 
in Aserbaidschan aus politischen Gründen 
inhaftiert sind oder unter Einschränkung der 
Fortbewegungsfreiheit stehen.“

1 https://search.coe.int/cm/Pages/result_de-
tails.aspx?ObjectId=0900001680760c7a

Bürgern auf die Straße und beschädigten 
das Eigentum, darunter auch ein Hotel, das 
der Familie von V.A. gehörte. Dessen Onkel 
stritt öffentlich ab, dass das Hotel der Fami-
lie gehört.

In seinem Blog beschrieb Mammadov 
seine Eindrücke von den Ereignissen in Is-
mayilli und behauptete, dass die Ereignisse 
Folge „der allgemeinen, von Korruption und 
Unverschämtheit der Beamten herrühren-
den Spannungen“ seien. Des Weiteren be-
legte er, dass das Hotel doch der Familie von 
V.A. gehörte. Mammadovs Eintrag wurde 
gelöscht. In einer gemeinsamen Pressemit-
teilung beschuldigten am 29. Janaur 2013 
das Innenministerium und die General-
staatsanwaltschaft u.a. Mammadov, an die 
Menschen von Ismayilli appelliert und die-
se zu Handlungen angestiftet hätten, die die 
soziale und politische Destabilisierung zum 
Ziel hätten. Im April 2013 lautete die Ankla-
ge nunmehr Widerstand und Gewalt gegen 
Amtsträger. Im März 2014 wurde Mamma-
dov zu sieben Jahren Haft verurteilt. 

Mammadovs Nominierung als Kandidat 
für die Präsidentschaftswahlen wurde von 
der Zentralen Wahlkommission im Sep-
tember 2013 abgewiesen. Angeblich seien 
etliche der Wählerunterschriften, die er zur 
Unterstützung seiner Nominierung vorge-
legt hatte, ungültig. 

Ilgar Mammadov wandte sich an den 
Europäischen Gerichtshof für Menschen-
rechte (EGMR). Das Gericht entschied im 
Mai 2014, dass die Festnahme und Verlän-
gerung der Haft des Oppositionspolitikers 
Ilgar Mammadov gegen mehrere Artikel 
der Europäischen Menschenrechtskonven-
tion verstoße. Das Gericht stellte insbeson-
dere fest, dass der eigentliche Zweck seiner 
Strafverfolgung und Inhaftierung darin be-
stehe, ihn unter Verstoß gegen Artikel 18 
der Konvention zum Schweigen zu bringen 
oder zu bestrafen, weil er die Regierung kri-
tisiert habe. Bis zum damaligen Zeitpunkt 
hatte das Gericht in nur fünf Urteilen eine 
Verletzung von Artikel 18 festgestellt, und 
in allen diesen Fällen, mit Ausnahme von 
Ilgar Mammadov gegen Aserbaidschan, 
wurden die Beschwerdeführer freigelassen.

Auch wenn Menschenrechtsorgansiatio-
nen wie Human Rights Watch und Amnesty 
International wiederholt auf den Fall Ilgar 
Mammadov hinwiesen, passierte nichts. 

Ende Oktober 2017, seit dem Urteil des 
EGMR waren über drei Jahre vergangen 

Wenige Tage vor der Reise von Bundes-
kanzlerin Merkel nach Baku wurde der 
aserbaidschanische oppositionelle Politiker 
Ilgar Mammadov aus dem Gefängnis ent-
lassen, wo er eine siebenjährige Haftstrafe 

verbüßte. Baku wolle sein ziemlich lädiertes 
Image auf diese Art publikumswirksam ein 
wenig aufpolieren. Das war eine gängige In-
terpretation. Stimmt das in dieser Form oder 
gab es auch andere Gründe? Und wer ist 
überhaupt Ilgar Mammadov und weswegen 
saß er im Gefängnis?

Geboren im Jahr 1970 in Baku ist er der 
Mitbegründer einer Oppositionspartei, der 
Republikanischen alternativen Bürgerbe-
wegung („REAL“). Er erwog, bei den Prä-
sidentschaftswahlen im November 2013 zu 
kandidieren. Er betreute auch ein Internet-
Blog, in dem er sich zu politischen Themen 
äußerte. So kritisierte er im November 2012 
die Mitglieder der Nationalversammlung 
dafür, ein Gesetz verabschiedet zu haben, 
das schwere Sanktionen für nicht geneh-
migte öffentliche Versammlungen vorsieht.

Am 24. Januar 2013 fuhr Mammadov 
nach Ismayilli, eine Stadt nordwestlich von 
Baku, um von den dortigen Straßenunruhen 
zu berichten. Darin war ein gewisser V.A., 
Sohn des aserbaidschanischen Arbeitsmi-
nisters und Neffe eines Lokalpolitikers, 
verwickelt. Medienberichten zufolge war 
V.A. an einem Autounfall beteiligt. Statt 
zu beschwichtigen hatte V.A. die Insassen 
des anderen Autos beleidigt und tätlich an-
gegriffen. Daraufhin gingen Hunderte von 

Ilgar Mammadov
Opfer der aserbaidschanischen Willkürjustiz

Ilgar Mammadov, im Hintergrund der 
Name seiner Partei Republikanische alter-
native Bürgerbewegung („REAL“) 


